




A.01
FORMBLATT
Teilnahmeantrag und Bewerbereigenerklärungen 


Projekt 
ViDia Kliniken Karlsruhe Neubau 2. Bauabschnitt

Vergabeverfahren Vergabepaket 1	
Planung Technische Gebäudeausrüstung und Medizintechnik


Integrierte Projektabwicklung (IPA) im Mehrparteienvertrag



1. 
Angaben zum Bewerber
Der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft hat die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung nachzuweisen. Diese Befähigung und Erlaubnis ist, sofern der Bewerber seinen Sitz in einem Staat hat, in welchem für die Berufsausübung die Eintragung in ein Berufsregister erforderlich ist, durch Vorlage der entsprechenden Eintragung als Nachweis vorzulegen; in anderen Fällen durch Vorlage eines Handelsregisterauszuges oder der Eintragung in die Handwerksrolle oder einer Gewerbeanmeldung. Zudem ist die Anmeldung zur Berufsgenossenschaft nachzuweisen. Sollten ausländische Unternehmen aufgrund internationaler Vereinbarungen von der Pflicht zur Mitgliedschaft bei einer deutschen Berufsgenossenschaft befreit sein, haben sie nachzuweisen, dass sie in der Berufsgenossenschaft oder einer vergleichbaren Einrichtung ihres Heimatlandes versichert sind. Sofern eine solche Befreiung nicht besteht, haben ausländische Unternehmen für den Fall, dass ihr Angebot den Zuschlag erhalten soll, spätestens vor Erteilung des Zuschlags die Versicherung in der deutschen Berufsgenossenschaft nachzuweisen.
1.1 Einzelbewerbung
Für den Teilnahmeantrag als Einzelbewerber ist die nachfolgende Tabelle vollständig auszufüllen.
	Name des Bewerbers

	

	Rechtsform

	

	Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)

	

	Telefon
	

	E-Mail-Adresse
	

	Ansprechpartner (Name, Vorname)
	

	Handelsregistereintrag (Gericht und Nummer)
	

	Mitgliedschaft Berufsgenossenschaft
	

	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
	



1.2 Bewerbung als Bewerbergemeinschaft
Im Falle einer Bewerbung als Bewerbergemeinschaft ist zusätzlich das Formblatt A.04 (Bewerbergemeinschaftserklärung) vollständig ausgefüllt einzureichen. Die nachfolgende Tabelle ist für die Bewerbergemeinschaft als Ganzes auszufüllen. Bietergemeinschaften haften gesamtschuldnerisch.
	Name der Bewerbergemeinschaft

	

	Anschrift

	

	Telefon
	

	E-Mail-Adresse
	

	Bevollmächtigter Vertreter der Bewerbergemeinschaft (Name, Vorname, Unternehmen)
	

	Mitglieder der Bewerbergemeinschaft (Name aller Mitglieder)





	



Sofern Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft oder die Bewerbergemeinschaft sich zum Nachweis der Eignung auf einen oder mehrere Nachunternehmer stützen möchte (Eignungsleihe), ist das Formblatt A.05 auszufüllen und mit dem Teilnahmeantrag einzureichen. Diese sind „gesetzte“ Nachunternehmer. Nachunternehmer, die nicht zum Nachweis der Eignungsleihe erforderlich sind, können benannt werden, sind jedoch für die Wertung nicht relevant. Ein Anspruch auf Beauftragung dieser Nachunternehmer besteht nicht, da die Nachunternehmerauswahl von nicht gesetzten Nachunternehmern gemeinschaftlich durch die Allianzpartner erfolgt. Nähere Regelungen hierzu trifft der Vertrag.

2. [bookmark: _Toc235015915]Erklärungen zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

2.1 Jahresumsatz in vergleichbaren Leistungen
Bitte geben Sie den durchschnittlichen Jahresumsatz (netto) aus Planungsleistungen, die mit den ausgeschriebenen Leistungen vergleichbar sind, für die letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahre an. Bei Bewerbergemeinschaften ist der kumulierte Umsatz aller Mitglieder anzugeben.
Mindestanforderung (Technische Ausrüstung) durchschnittlicher Jahresumsatz netto mindestens 6,0 Mio. Euro.
	
	Letztes Geschäftsjahr
	Vorletztes Geschäftsjahr
	Vorvorletztes Geschäftsjahr

	Kalenderjahr
	
	
	

	Jahresumsatz in vergleichbaren Planungsleistungen (netto, in Euro)
	
	
	

	Bei Bewerbergemeinschaft kumulierter Gesamtumsatz aller Mitglieder (netto, in Euro)
	
	
	

	Bei Bewerbergemeinschaft Anteil des geschäftsführenden Mitglieds (netto, in Euro)
	
	
	



Der Auftraggeber behält sich vor, vor Zuschlagserteilung eine oder mehrere der nachfolgenden Bestätigungen zu verlangen: entsprechende Bankerklärungen, Vorlage von Jahresabschlüssen oder Auszügen aus Jahresabschlüssen, eine Erklärung über den Gesamtumsatz und gegebenenfalls über den Umsatz für die Tätigkeitsbereiche, die Gegenstand der Ausschreibung sind.

2.2 Durchschnittliche Anzahl der Beschäftigten
Bitte geben Sie die durchschnittliche Anzahl der in den letzten drei Kalenderjahren beim Bewerber beschäftigten Ingenieure und Mitarbeiter mit vergleichbarer beruflicher Qualifikation im relevanten Leistungsbild an. Bei Bewerbergemeinschaften ist die kumulierte Anzahl aller beschäftigten Ingenieure und Mitarbeiter mit vergleichbarer beruflicher Qualifikation im relevanten Leistungsbild anzugeben.



Mindestanforderung: durchschnittlich mindestens 35 Beschäftigte im relevanten Leistungsbild
	
	Letztes Kalenderjahr
	Vorletztes Kalenderjahr
	Vorvorletztes Kalenderjahr

	Kalenderjahr
	
	
	

	Anzahl der Beschäftigten im relevanten Leistungsbild (eigene Mitarbeiter)
	
	
	

	Bei Bewerbergemeinschaft kumulierte Gesamtpersonenanzahl aller Mitglieder (netto, in Euro)
	
	
	

	Davon Anzahl der Beschäftigten in Leitungsfunktionen
	
	
	



3. Referenzen
Die Referenzen sind auf dem gesonderten Formblatt A.07 einzureichen. Formblatt A.07 ist vollständig ausgefüllt als gesondertes Dokument zusammen mit diesem Teilnahmeantrag hochzuladen. Es sind mindestens zwei Referenzprojekte (Referenz 1 und Referenz 2) einzureichen, die den dortigen Vorgaben entsprechen (Mindestkriterium). Eine dritte Referenz ist optional und wird für die Auswahlwertung berücksichtigt. 

	Anzahl der eingereichten Referenzen (mindestens 2, höchstens 3)
	

	Formblatt A.07 ist beigefügt
	☐ Ja     ☐ Nein

	Zusätzliche Unterlagen zu den Referenzen (z.B. Auftraggeber-Bestätigungen)
	








4. Eigenerklärungen zu Ausschlussgründen und Compliance
4.1 Ausschlussgründe nach GWB
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt:
Dem Bewerber/ der Bewerbergemeinschaft ist bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 123 Absatz 1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zwingend ausgeschlossen werden muss, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen nach § 30 des Gesetzes gegen Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 
a) § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetz-buches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland), 
b) § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 
c) § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche) 
d) § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Union oder in deren Auftrag verwaltet werden, 
e) § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 
f) § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),  
g) § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), 
h) den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuches (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), 
i) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 
j) den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel. Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). 
Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne der vorstehenden Regelungen stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. 
Dem Bewerber/ der Bewerbergemeinschaft ist bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 123 Absatz 4 GWB zwingend ausgeschlossen werden muss, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder die Verletzung der aufgeführten Verpflichtungen auf sonstige Weise durch den Auftraggeber nachgewiesen wird. 
Dem Bewerber/ der Bewerbergemeinschaft ist bekannt, dass ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 124 Absatz 1 GWB ausgeschlossen werden kann, wenn: 
a) das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 
b) das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 
c) das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 GWB ist entsprechend anzuwenden, 
d) der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, 
e) ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann, 
f) eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann, 
g) das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 
h) das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder 
i) das Unternehmen versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln. 
Dem Bewerber/ der Bewerbergemeinschaft ist bekannt, dass gemäß § 21 des Gesetzes über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (Arbeitnehmer-Entsendegesetz - AEntG) ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 124 Absatz 1 GWB ausgeschlossen werden soll, wenn es wegen eines Verstoßes nach § 23 AEntG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden ist. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht. 

Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt hiermit, 
(bitte passendes ankreuzen)
 dass keine Strafen oder Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gegen das Unternehmen des Bewerbers/ der Bewerbergemeinschaft oder eine Person verhängt worden sind, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, und dass keine zuvor genannten Gründe vorliegen, die einen Ausschluss des Unternehmens von der Teilnahme am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten.

 dass folgende fakultative Ausschlussgründe gegeben sind:
(bitte Umstände und Massnahmen zur Selbstreinigung ggf. auf einer gesonderten Anlage erläutern):

4.2 Erklärung zur Korruptionsprävention und Compliance
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt, dass er alle erforderlichen Massnahmen zur Vermeidung von Korruption, strafbaren Handlungen und schweren Verfehlungen im Sinne der Bewerbungsbedingungen (TNW.02) ergriffen hat und ergreift. Er nimmt die Integritätsklausel des Auftraggebers zur Kenntnis und bestätigt deren Einhaltung durch Einreichung dieses Teilnahmeantrags.
4.3 Erklärung zu Sanktionslisten
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt, dass weder er selbst, seine Mitarbeiter noch Personen oder Unternehmen, die ihn mit Mehrheitsbeteiligung (50 % oder mehr) oder auf sonstige Weise kontrollieren, auf einer der einschlägigen Sanktionslisten (EU, Vereinte Nationen, OFAC, OFSI, SECO) verzeichnet sind. Er verpflichtet sich, durch geeignete Massnahmen die Einhaltung anwendbarer Finanzsanktionen, Embargo- und Außenwirtschaftsvorschriften sicherzustellen.

5. Erklärung zur Vertraulichkeit
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft bestätigt, die Vergabeunterlagen und alle im Rahmen dieses Vergabeverfahrens erhaltenen Informationen vertraulich zu behandeln und ausschließlich für Zwecke dieses Vergabeverfahrens zu verwenden. Die Vertraulichkeitserklärung (Formblatt A.02) ist gesondert ausgefüllt und beigefügt.

6. Erklärung zur Richtigkeit der Angaben und Unterschrift
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt, dass sämtliche Angaben in diesem Teilnahmeantrag und den beigefügten Unterlagen vollständig und zutreffend sind. Er ist sich bewusst, dass unrichtige Angaben zum Ausschluss vom Vergabeverfahren führen können. Der Teilnahmeantrag ist in seiner Gesamtheit in deutscher Sprache abzufassen.
Dem Bewerber/ der Bewerbergemeinschaft ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen zu seinem Ausschluss von diesem und künftigen Vergabeverfahren sowie zur Kündigung eines etwaig erteilten Auftrags führen kann. 
Dem Bewerber/ der Bewerbergemeinschaft ist bewusst, dass der Auftraggeber verlangen kann, dass sein Unternehmen die vorstehenden Erklärungen von Unterauftragnehmern zu fordern hat und diese vor Zustimmung des Auftraggebers zur Weiterbeauftragung vorzulegen sind. 
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt, dass er die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistungen, insbesondere die die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung betreffen erfüllt. 
Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft erklärt, dass ihm/ ihr nicht bekannt ist, dass im Wettbewerbsregister eine Eintragung vorliegt, die das Unternehmen bzw. die verantwortlich handelnde(n) Person(en) betrifft/betreffen.



	Ort, Datum
	

	Name und Vorname (in Druckschrift)
	

	Funktion im Unternehmen
	

	Firmenstempel


	

	Rechtsverbindliche Unterschrift

	



Checkliste einzureichender Unterlagen
Folgende Unterlagen sind vollständig ausgefüllt mit dem Teilnahmeantrag einzureichen. Soweit nicht anders gekennzeichnet, sind alle Unterlagen zwingend einzureichen.

	Formblatt
	Bezeichnung
	Eingereicht

	A.01
	Formblatt Teilnahmeantrag und Bewerbereigenerklärungen (dieses Dokument)
	

	A.02
	Formblatt Vertraulichkeitserklärung
	

	A.03
	Formblatt Auftragsverarbeitungsvertrag (DS-GVO)
	

	A.04
	Formblatt Bewerber- und Bietergemeinschaftserklärung (nur bei Bewerbergemeinschaft)
	

	A.05
	Formblatt Verzeichnis der Nachunternehmerleistungen hinsichtlich Eignungsleihe (nur soweit zutreffend)
	

	A.06
	Formblatt Verzeichnis der Leistungen, die an weitere Nachunternehmer beauftragt werden sollen (nur soweit zutreffend)
	

	A.07
	Formblatt Referenzen (gesondertes Dokument, mindestens 2, höchstens 3 Referenzprojekte)
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